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Mitteilung des Senats vom 10. September 2013

Bebauungsplan 2439 – Änderung des Bebauungsplans 2300 gemäß § 13 Bau-
gesetzbuch – für ein Gebiet in Bremen-Horn-Lehe zwischen Leher Heerstraße,
Lilienthaler Heerstraße und Bundesautobahn A 27

(Bearbeitungsstand: 8. Juli 2013)

Als Grundlage der städtebaulichen Ordnung für das oben näher bezeichnete Gebiet
wird der Bebauungsplan 2439 (Bearbeitungsstand: 8. Juli 2013) vorgelegt.

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie
hat hierzu am 22. August 2013 den als Anlage beigefügten Bericht erstattet.

Diesem Bericht ist eine Anlage beigefügt, in der die eingegangenen datengeschützten
Stellungnahmen einschließlich der hierzu abgegebenen Stellungnahmen der städti-
schen Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie enthal-
ten sind.*)

Der Bericht der städtischen Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung
und Energie wird der Stadtbürgerschaft hiermit vorgelegt.

Der Senat schließt sich dem Bericht der städtischen Deputation für Umwelt, Bau,
Verkehr, Stadtentwicklung und Energie einschließlich Anlage zum Bericht an und
bittet die Stadtbürgerschaft, den Bebauungsplan 2439 – Änderung des Bebauungs-
plans 2300 gemäß § 13 Baugesetzbuch – für ein Gebiet in Bremen-Horn-Lehe zwi-
schen Leher Heerstraße, Lilienthaler Heerstraße und Bundesautobahn A 27 (Bearbei-
tungsstand: 8. Juli 2013) in Kenntnis der eingegangenen Stellungnahmen zu be-
schließen.

Bericht der städtischen Deputation für Umwelt Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und
Energie

Bebauungsplan 2439 – Änderung des Bebauungsplans 2300 gemäß § 13 BauGB –
für ein Gebiet in Bremen-Horn-Lehe zwischen Leher Heerstraße, Lilienthaler Heer-
straße und Bundesautobahn A 27

(Bearbeitungsstand: 8. Juli 2013)

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie
legt den Bebauungsplan 2439 (Bearbeitungsstand: 8. Juli 2013) und die entsprechen-
de Begründung vor.

A) Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB)

1. Planaufstellungsbeschluss

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und
Energie hat am 11. April 2013 beschlossen, den Bebauungsplan 2439 auf-
zustellen. Dieser Beschluss ist am 15. April 2013 öffentlich bekanntgemacht
worden.

–––––––
*) Die Anlage zu dem Bericht der städtischen Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwick-

lung und Energie ist nur den Abgeordneten der Stadtbürgerschaft zugänglich.
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2. Absehen  von  der  frühzeitigen  Beteiligung  der  Öffentlichkeit  nach  §  3
Abs. 1 BauGB

Von einer Einwohnerversammlung als frühzeitige Beteiligung der Öffent-
lichkeit ist gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB abgesehen worden, da die Un-
terrichtung der Bürger und Vorstellung der Planung bereits zuvor auf ande-
rer planerischer Grundlage, und zwar anlässlich des Aufstellungsverfahrens
zum Bebauungsplan 2300, erfolgt waren und die Inhalte der Planung im
Grundsatz auch bei dem vorliegenden Bebauungsplanentwurf 2439 beibe-
halten werden. Auf eine gesonderte Einwohnerversammlung ist daher ver-
zichtet worden.

3. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange nach § 4 Abs. 1 BauGB

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplans 2439 ist
die frühzeitige Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB durchgeführt
worden. Das Ergebnis dieser Beteiligung ist in die Planung eingeflossen.

4. Gleichzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange  nach  §  4  Abs.  2  BauGB  und  öffentliche  Auslegung  gemäß  §  3
Abs. 2 BauGB

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
einschließlich des Beirats Horn-Lehe gemäß § 4 Abs. 2 BauGB und die öf-
fentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sind für den Bebauungsplan-
entwurf gleichzeitig durchgeführt worden (§ 4a Abs. 2 BauGB).

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und
Energie hat am 11. April 2013 beschlossen, den Bebauungsplanentwurf 2439
mit Begründung öffentlich auszulegen. Der Planentwurf mit Begründung
hat vom 24. April 2013 bis 24. Mai 2013 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beim
Senator für Umwelt, Bau und Verkehr öffentlich ausgelegen. Zugleich hat
Gelegenheit bestanden, vom Entwurf des Plans mit Begründung im Orts-
amt Horn-Lehe Kenntnis zu nehmen.

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind über die öf-
fentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB unterrichtet worden.

5. Ergebnis der Anhörung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie der öffentlichen Auslegung

5.1 Behördenbeteiligung

Nach Klärung bestimmter Fragen haben die Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange keine Bedenken gegen den Bebauungsplanent-
wurf 2439 erhoben.

5.2 Stellungnahmen der Öffentlichkeit

Anlässlich der öffentlichen Auslegung sind von privaten Einwendenden zwei
Stellungnahmen eingegangen. Die hierzu abgegebene Stellungnahme der
städtischen Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und
Energie ist in der Anlage zum Bericht der städtischen Deputation für Um-
welt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie aufgeführt.

6. Änderungen bzw. Ergänzungen des Planentwurfs und der Begründung nach
der öffentlichen Auslegung

6.1 Planänderung (Überarbeitung)

Nach der öffentlichen Auslegung ist der Planentwurf wie folgt geändert
worden:

Die textliche Festsetzung Nr. 3 wurde um eine Ausnahmeregelung für die
Überschreitung der Verkaufsflächen wie folgt ergänzt: „Eine Überschrei-
tung der Verkaufsfläche von 200 m2 je Einzelhandelsbetrieb um bis zu 40 %
ist ausnahmsweise zulässig, sofern hiervon keine schädlichen Auswirkun-
gen auf die Leistungsfähigkeit der vorhandenen Verkehrsinfrastruktur und
zentrale Versorgungsbereiche ausgehen.“

Die textlichen Festsetzungen Nr. 4 und Nr. 5 erhalten den Zusatz „Woh-
nungen sind nicht zulässig“. Bei der textlichen Festsetzung Nr. 5 wird zudem
die zulässige Größe der Verkaufsfläche präzisiert.
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Die textliche Festsetzung Nr. 7 wird erweitert durch folgende Erläuterun-
gen zu Ausnahmekriterien hinsichtlich des Verkehrskonzeptes: „Die Krite-
rien für die Ausnahme sind bis zu einer Gesamtfläche von 2 000 m2 im Plan-
gebiet durch das dem Bebauungsplan zugrundeliegende Verkehrskonzept
erfüllt. Für darüber hinausgehende Ausnahmen ist die Vereinbarung mit
der Leistungsfähigkeit der vorhandenen Verkehrsinfrastruktur nachzuwei-
sen.“

Die Begründung wurde entsprechend angepasst.

Die vorgenannten Planänderungen sind in dem Bebauungsplanentwurf 2439
(Bearbeitungsstand: 8. Juli 2013) enthalten.

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und
Energie empfiehlt, der vorgenannten Planänderung (Bearbeitungsstand:
8. Juli 2013) zuzustimmen.

6.2 Änderungen/Ergänzungen der Begründung

Nach der öffentlichen Auslegung wurde die Begründung redaktionell an-
gepasst.

Der Begründung wurden unter Punkt 1.3 (sonstige Regelungen zur Art der
baulichen Nutzung) zur textlichen Festsetzung Nr. 9 folgende Erläuterun-
gen hinzugefügt: „Die Grundstücksfläche vor den Gebäuden ist für das Stra-
ßenbild prägend. Der überwiegende Teil der Vorflächen wird für Zufahrten
und Zuwegungen benötigt. In den Vorzonen vor den Gebäuden sind daher
gemäß textlicher Festsetzung Nr. 9 Nebenanlagen, Garagen und Kraftfahr-
zeugstellplätze nur zulässig, wenn sie besonders festgesetzt sind.“

Eine Beeinträchtigung des Ortsbilds und des Verkehrs auf der Autobahn
durch Werbeanlagen ist zu vermeiden. Werbeanlagen von Firmen, die kei-
nen Standort im Plangebiet haben, schwächen den eigentlichen Sinn und
Zweck von Werbeanlagen für die dort ansässigen Firmen. Werbeanlagen
sind im MK und Mischgebiet daher nur an der Stätte der Leistung zulässig
(§ 87 BremLBO).

Die Änderungen sind in der Begründung zum Bebauungsplanentwurf 2439
(Bearbeitungsstand: 8. Juli 2013) enthalten.

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und
Energie empfiehlt, der geänderten Begründung zum Bebauungsplanentwurf
2439 (Bearbeitungsstand: 8. Juli 2013) zuzustimmen.

7. Absehen von einer erneuten öffentlichen Auslegung gemäß § 4a BauGB

Nach der öffentlichen Auslegung ist der Bebauungsplanentwurf geringfü-
gig geändert worden.

Da aufgrund der erfolgten Planänderungen die Grundzüge der Planung
nicht berührt werden, kann gemäß § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB die Einholung
der Stellungnahmen auf die von der Änderung oder Ergänzung betroffene
Öffentlichkeit sowie die berührten Behörden und sonstigen Träger öffent-
licher Belange beschränkt werden. Die Planänderung wurde mit der davon
berührten Behörde abgestimmt bzw. erfolgte aufgrund deren Einwendun-
gen. Die Belange Dritter sind von der Planänderung nicht berührt.

B) Stellungnahme des Beirats

Der Beirat Horn-Lehe hat am 16. Mai 2013 mitgeteilt, dass gegen den Bebauungs-
plan keine Einwände erhoben werden.

Dem Ortsamt Horn-Lehe wurde die Deputationsvorlage gemäß Ziffer 2.4 der
Richtlinie über die Zusammenarbeit der Beiräte und Ortsämter mit dem Senator
für Bau und Umwelt in Bauangelegenheiten vom 1. Mai 2003 übersandt.

C) Beschluss

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Ener-
gie bittet den Senat und die Stadtbürgerschaft, den Bebauungsplan 2439 für ein
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Gebiet in Bremen-Horn-Lehe zwischen Leher Heerstraße, Lilienthaler Heerstraße
und Bundesautobahn A 27 (Bearbeitungsstand: 8. Juli 2013) zu beschließen.

Dr. Joachim Lohse Jürgen Pohlmann

    (Vorsitzender)        (Sprecher)

Begründung zum Bebauungsplan 2439 – Änderung des Bebauungsplanes 2300 ge-
mäß § 13 Baugesetzbuch – für ein Gebiet in Bremen-Horn-Lehe zwischen Leher
Heerstraße, Lilienthaler Heerstraße und Bundesautobahn A 27

(Bearbeitungsstand: 8. Juli 2013)

A) Plangebiet

Das ca. 2,5 ha große Plangebiet liegt im Stadtteil Horn-Lehe, Ortsteil Lehe.

B) Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplans

1. Entwicklung und Zustand

Im Plangebiet wurde in den Sechzigerjahren ein Ausbildungszentrum der
Post errichtet, bestehend aus Unterrichtsgebäuden, Veranstaltungsraum
(„Postaula“),  Werkstätten,  ein  Wohnheim  für  die  Auszubildenden  und
Sportanlagen.

Nach Aufgabe der Ausbildungseinrichtung und der kommerziellen Folge-
nutzungen wurden die Gebäude wegen der hohen Schadstoffbelastung ge-
räumt und im Jahr 2012 abgerissen.

An der Leher Heerstraße befindet sich eine Gasregleranlage.

2. Geltendes Planungsrecht

Der Bebauungsplan 2300, rechtsverbindlich seit dem 19. Dezember 2008,
setzt für den Planbereich Mischgebiet und Kerngebiet, teilweise offene Bau-
weise sowie eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,6 bis 0,8 fest. Der Be-
bauungsplan enthält außerdem differenzierte Festsetzungen zur Begren-
zung von Verkaufsflächen und -sortimenten.

Der Flächennutzungsplan Bremen in der Fassung der Bekanntmachung vom
31. Mai 2001 stellt die Flächen im Plangebiet als „Gemischte Baufläche“
dar.

3. Planungsziele und Erforderlichkeit des Bebauungsplans

Die im Plangebiet vorgesehene und im Bebauungsplan 2300 festgesetzte
Entwicklung einer Mischnutzung aus Handel, Dienstleistungen und Woh-
nen soll nun realisiert werden. Die im Bebauungsplan 2300 festgesetzten
Sortiments- und Größenbeschränkungen sind aus heutiger Sicht im Bereich
der Entwicklungsfläche des Stadtteilzentrums Horn-Lehe nicht mehr markt-
gerecht. Aus diesem Grund sollen mit der vorliegenden Änderung des Be-
bauungsplans auf der Grundlage eines Einzelhandelsgutachtens die Fest-
setzungen für die Einzelhandelsnutzung verändert werden. Außerdem soll
für einen Teilbereich des Plangebiets der bisherige Ausschluss von Wohnen
entfallen.

Die Grundzüge der Planung haben sich nicht geändert, zur Umsetzung sind
jedoch Änderungen des Bebauungsplans 2300 erforderlich.

C) Planinhalt

1. Änderungen in der Art der baulichen Nutzung

1.1 Regelungen zum Einzelhandel

Wegen der begrenzten Leistungsfähigkeit der geplanten Straßenanbindung
und des Straßenzuges Leher Heerstraße ist es weiterhin erforderlich, Rege-
lungen zu den Sortimenten und Verkaufsflächen zu treffen. Gleichzeitig
sollen negative städtebauliche Auswirkungen auf benachbarte zentrale
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Versorgungsbereiche vermieden werden.1) Die im Bebauungsplan 2439 fest-
gesetzten Verkaufsflächen und -sortimente sind dabei so gewählt worden,
dass hierdurch Spielräume für eine marktgerechte Umsetzung geschaffen
worden sind.

In  Bezug  auf  die  Verkehrserzeugung  ist  insbesondere  das  Angebot  an
Waren des täglichen Bedarfs (Lebensmitteldiscounter, Drogeriewaren, Ge-
tränke) kritisch zu bewerten. Aus diesen Gründen werden in den Bau-
gebieten Einschränkungen der Handelsnutzungen festgesetzt.

Im Plangebiet sind gemäß den Gutachten zu Einzelhandel1 und Verkehr2

insgesamt 4 100 m2 Verkaufsflächen verträglich, davon 1 600 m2 für klein-
teiligen Handel, 1 500 m2 für einen Lebensmittelmarkt, 500 m2 für einen
Drogeriemarkt und 500 m2 für einen Getränkemarkt. Die einzelnen Verkaufs-
flächen verteilen sich wie folgt auf die einzelnen Baugebiete:

• In dem mit MI 3 gekennzeichneten Teil des Mischgebiets sind in der
Erdgeschosszone kleinteilige Handelsflächen (Betriebstyp Läden), nicht
größer als 200 m2 Verkaufsfläche vorgesehen.

Gemäß Verkehrskonzept ist im Mischgebiet MI 3 eine Gesamtverkaufs-
fläche von bis zu 1 200 m2 möglich. Die Gesamtgröße des mit MI 3 ge-
kennzeichneten Teils des Mischgebiets beträgt 3 501 m2, somit ergibt
sich bei einer maximalen Verkaufsfläche von 1 200 m2 eine Verkaufs-
fläche von 0,35 m2 je m2 Grundstücksfläche. Ausnahmsweise sind Über-
schreitungen der Verkaufsfläche von 200 m2 je Einzelhandelsbetrieb
um bis zu 40 % zulässig, um den Betrieben Entwicklungsmöglichkeiten
zu erhalten. Voraussetzung für die ausnahmsweise Zulässigkeit ist, dass
von dem Vorhaben keine schädlichen Auswirkungen auf die Leistungs-
fähigkeit der vorhandenen Verkehrsinfrastruktur und zentrale Versor-
gungsbereiche ausgehen.

Dies ist in der textlichen Festsetzung Nr. 3 wie folgt geregelt:

o In dem mit MI 3 gekennzeichneten Teil des Mischgebiets sind
Einzelhandelsbetriebe zulässig, sofern

• ihre Verkaufsfläche 0,35 m2 je m2 Grundstücksfläche im Sinne
des § 19 Abs. 3 BauNVO und

• eine Verkaufsfläche von jeweils 200 m2

nicht überschreitet.

Eine Überschreitung der Verkaufsfläche von 200 m2 je Einzelhandels-
betrieb um bis zu 40 % ist ausnahmsweise zulässig, sofern hiervon
keine schädlichen Auswirkungen auf die Leistungsfähigkeit der vor-
handenen Verkehrsinfrastruktur und zentrale Versorgungsbereiche
ausgehen.

• In dem mit MK 1 gekennzeichneten Teil des Kerngebiets konzentrie-
ren sich die nahversorgungsrelevanten Sortimente des täglichen Be-
darfs und damit auch die höchste Verkehrserzeugung im Plangebiet.
Für Waren des täglichen Bedarfs sind folgende Verkaufsflächenober-
grenzen vorgesehen:

Nahrungs-und Genussmittel: maximal 1 500 m2,

Getränkemarkt: maximal    500 m2,

Gesundheits- und Körperpflegeartikel: maximal    500 m2

(Gutachten Junker und Kruse, Seite 15).

In dem mit MK 1 gekennzeichneten Teil des Kerngebiets ist demnach
auch eine großflächige Handelsfläche bis zu 1 500 m2 Verkaufsfläche
zulässig.

Gemäß Verkehrskonzept ist in dem mit MK 1 gekennzeichneten Teil
des Kerngebiets eine Gesamtverkaufsfläche von bis zu 2 500 m2 mög-

–––––––
1) Einzelhandelsansiedlungen auf dem ehemaligen Telekomgelände innerhalb des Stadtteilzentrums

Horn-Lehe – Junker und Kruse, Dortmund, Januar 2012.
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lich. Die Gesamtgröße des mit MK 1 gekennzeichneten Teils des Kern-
gebiets beträgt 11 121 m2, somit ergibt sich bei einer maximalen Ver-
kaufsfläche von 2 500 m2 eine Verkaufsfläche von 0,225 m2 je m2 Grund-
stücksfläche.

Wohnungen sind in diesem Teil des Kerngebiets weiterhin aufgrund
der vorhandenen Lärmbelastung nicht zulässig.

Die textliche Festsetzung Nr. 4 regelt dies wie folgt:

o In dem mit MK 1 gekennzeichneten Teil des Kerngebiets sind Ein-
zelhandelsbetriebe zulässig, sofern

• ihre Verkaufsfläche 0,225 m2 je m2 Grundstücksfläche im Sinne
des § 19 Abs. 3 BauNVO und

• eine Verkaufsfläche von jeweils 1500 m2

nicht überschreitet.

Wohnungen sind nicht zulässig.

• In dem mit MK 2 gekennzeichneten Teil des Kerngebiets sind entspre-
chend den Festsetzungen im Bebauungsplan 2300 kleinere Handels-
flächen bis zu 400 m2 Verkaufsfläche zulässig. Gemäß Verkehrskonzept
ist in dem mit MK 2 gekennzeichneten Teil des Kerngebiets eine Ge-
samtverkaufsfläche von bis zu 400 m2 möglich. Die Gesamtgröße des
mit MK 2 gekennzeichneten Teils des Kerngebiets beträgt 4 706 m2,
somit ergibt sich bei einer maximalen Verkaufsfläche von 400 m2 eine
Verkaufsfläche von 0,085 m2 je m2 Grundstücksfläche.

Wohnungen sind in diesem Teil des Kerngebiets aufgrund der vorhan-
denen Lärmbelastung weiterhin nicht zulässig.

Die textliche Festsetzung Nr. 5 regelt dies wie folgt:

o In dem mit MK 2 gekennzeichneten Teil des Kerngebiets sind Ein-
zelhandelsbetriebe zulässig, sofern

• ihre Verkaufsfläche 0,08 m2 je m2 Grundstücksfläche im Sinne
des § 19 Abs. 3 BauNVO

nicht überschreitet.

Wohnungen sind nicht zulässig.

• In dem mit MI 2 gekennzeichneten Teil des Mischgebiets sind Einzel-
handelsbetriebe ausgeschlossen (textliche Festsetzung Nr. 2).

Um den westlichen Bereich des Bebauungsplans 2300 vom Kfz-Ver-
kehr zu entlasten, konzentrieren sich die Einzelhandelsnutzungen in
den Baufeldern nördlich der öffentlichen Straßenverkehrsfläche, die
zugehörigen Stellplätze werden über die private Verkehrsfläche er-
schlossen.

1.2 Regelungen zu Vergnügungsstätten

Im Plangebiet sind Vergnügungsstätten nicht zulässig (textliche Festsetzung
Nr. 6). Der Betrieb von Vergnügungsstätten kann zu Konflikten mit den
übrigen wünschenswerten Nutzungen führen und ist geeignet, das Ver-
kehrsaufkommen zu erhöhen. Gerade Vergnügungsstätten, wie z. B. Nacht-
bars, Wettbüros und Spielhallen, könnten eine Niveauabsenkung der Wohn-
und Arbeitsbedingungen im Plangebiet erzeugen. Die mit dem Betrieb von
Vergnügungsstätten erfahrungsgemäß einhergehenden Störfaktoren könn-
ten zur Abwertung der Aufenthaltsqualität des öffentlichen Raums führen
und damit negative Ausstrahlungseffekte auf die Umgebung auslösen.

1.3 Sonstige Regelungen zur Art der baulichen Nutzung

Wegen der begrenzten Leistungsfähigkeit der geplanten Straßenanbindung
und des Straßenzugs Leher Heerstraße sind im Verkehrsgutachten rechne-
rische Höchstgrenzen für die vorgesehenen Nutzungen nachgewiesen.

Neben den Handelsflächen gehören insbesondere Praxen zu den verkehrs-
intensiven Nutzungen. Eine vollständige Ausnutzung der möglichen Ge-
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schossfläche (GFZ) mit Arztpraxen würde zu einer Überschreitung der im
Gutachten berechneten Höchstgrenzen führen, während eine Ausnutzung
der GFZ mit Büroflächen diese einhält. Es ist daher erforderlich, Anlagen
für gesundheitliche Zwecke im Plangebiet entsprechend der Leistungsfä-
higkeit der Verkehrsinfrastruktur zu beschränken. Für Arztpraxen mit ei-
ner Nutzfläche von insgesamt bis zu 2 000 m2 gilt das Kriterium für den
Ausnahmetatbestand und damit die Voraussetzungen für die Zulässigkeit
gemäß dem vorliegenden Verkehrsgutachten als erfüllt.

Dies ist in der textlichen Festsetzung Nr. 7 wie folgt geregelt:

Im Plangebiet sind Anlagen für gesundheitliche Zwecke nur ausnahms-
weise zulässig, wenn sichergestellt ist, dass durch das Vorhaben keine Über-
lastung der vorhandenen Verkehrsinfrastruktur im Streckenverlauf der ge-
samten  Leher  Heerstraße  und  im  Kreuzungsbereich  Leher  Heerstraße/
Lilienthaler Heerstraße entsteht.

Die Kriterien für die Ausnahme sind bis zu einer Gesamtfläche von 2 000 m2

im Plangebiet durch das dem Bebauungsplan zugrundeliegende Verkehrs-
konzept erfüllt. Für darüber hinausgehende Ausnahmen ist die Vereinbarkeit
mit der Leistungsfähigkeit der vorhandenen Verkehrsinfrastruktur nachzu-
weisen.

Die Grundstücksfläche vor den Gebäuden ist für das Straßenbild prägend.
Der überwiegende Teil der Vorflächen wird für Zufahrten und Zuwegungen
benötigt. In den Vorzonen vor den Gebäuden sind daher gemäß textlicher
Festsetzung Nr. 9 Nebenanlagen, Garagen und Kraftfahrzeugstellplätze nur
zulässig, wenn sie besonders festgesetzt sind.

Eine Beeinträchtigung des Ortsbildes und des Verkehrs auf der Autobahn
durch Werbeanlagen ist zu vermeiden. Werbeanlagen von Firmen, die kei-
nen Standort im Plangebiet haben, schwächen den eigentlichen Sinn und
Zweck von Werbeanlagen für die dort ansässigen Firmen. Werbeanlagen
sind im MK und Mischgebiet daher nur an der Stätte der Leistung zulässig
(§ 87 BremLBO).

1.4 Regelungen zum Wohnen

Mischgebiet MI 2 und MI 3

Im Bebauungsplan 2300 wurde für den mit MI 3 gekennzeichneten Teil des
Mischgebiets eine Wohnnutzung ausgeschlossen. Dieser Ausschluss von
Wohnen soll entfallen.

Es besteht eine hohe Nachfrage nach zusätzlichem Wohnraum im Stadtteil.
Die für das Plangebiet kritische zusätzliche Verkehrserzeugung (Pkw) ist
bei einer Wohnnutzung am geringsten.2)

Es ist daher planerisch sinnvoll, auch in diesen Teilbereichen des Plangebiets
das Wohnen zu ermöglichen. In einem schalltechnischen Gutachten wur-
den die zur Sicherstellung gesunder Wohnverhältnisse erforderlichen Lärm-
pegelbereiche/Schallschutzklassen ermittelt.3)

In den Kerngebieten MK 1 und MK 2 sind Wohnungen aufgrund der vor-
handenen Lärmbelastung weiterhin ausgeschlossen.

Nähere Erläuterungen zu den Lärmschutzmaßnahmen sind unter dem Glie-
derungspunkt D) Umweltbelange enthalten.

2. Maß der baulichen Nutzung

Nördlich der öffentlichen Straßenverkehrsfläche soll auf der Vorfläche des
nördlich angrenzenden Gebäudes ein urbaner Platz entstehen. Die Vorflä-
che dient zur fußläufigen Erschließung der publikumsintensiven Nutzungen
und bietet Flächen für Außengastronomie. Zur Fassung und Betonung des
entstehenden Platzraums ist eine besondere bauliche Akzentuierung erfor-
derlich. Es wird darum im südlichen Bereich des Kerngebietes MK 1 eine
Mindesthöhe von 9 m über Straßenoberkante festgesetzt. Die maximale

–––––––
2) Mühlenviertel Bremen – Verkehrstechnische Untersuchung, M+O Bremen, Dezember 2012.
3) Ergänzende schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan 2300 – Bonk-Maire-Hoppmann,

Garbsen/Hannover, November 2012.
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Gebäudehöhe von 12 m im gesamten mit MK 1 gekennzeichneten Teil des
Kerngebiets soll auf 14 m erhöht werden. Die zusätzliche Gebäudehöhe
bietet für das Erdgeschoss, also die Einzelhandelsflächen, mehr Spielraum
in der Raumhöhe. In den umliegenden Baufeldern ist auch heute schon
eine maximale Gebäudehöhe von 14 m festgesetzt.

Die für eine Teilfläche des mit MI 3 gekennzeichneten Teils des Mischge-
biets festgesetzte maximale Gebäudehöhe von 7 m soll auf 8 m erhöht wer-
den. Auch bei diesem Baufeld soll eine erhöhte Erdgeschosszone planungs-
rechtlich ermöglicht werden.

Der Bebauungsplan 2300 setzt für das Kerngebiet eine Geschossflächen-
zahl von 1,2 fest. Diese Ausnutzung würde im mit MK 1 gekennzeichneten
Teil des Kerngebiets die im Verkehrsgutachten ermittelten Höchstgrenzen
für die vorgesehenen Nutzungen übersteigen. Die Geschossflächenzahl wird
daher auf 0,9 reduziert, allerdings bleiben bei der Ermittlung der Geschoss-
fläche die Flächen von Garagengeschossen, Stellplätzen und Garagen in
Vollgeschossen unberücksichtigt (textliche Festsetzung Nr. 8).

Sonstige im Bebauungsplan 2300 festgesetzte Regelungen zum Maß der
baulichen Nutzung werden nicht geändert.

3. Bauweise, Baulinien und Baugrenzen

Die südliche Baugrenze des mit MK 1 gekennzeichneten Teils des Kern-
gebiets wird um 10 m Richtung Norden verschoben. Sie verläuft weiterhin
parallel zur ausgewiesenen Straßenverkehrsfläche. Auf dieser nicht über-
baubaren Grundstücksfläche soll ein Quartiersplatz entstehen. Im östlichen
Bereich dieses Stadtraums ist eine Überbauung mit einer Arkade mit einer
lichten Höhe von mindestens 4 m möglich.

Die südliche Baugrenze des mit MI 3 gekennzeichneten Teils des Misch-
gebiets wird parallel zur angrenzenden Straßenverkehrsfläche verlaufen.
Die dort ausgewiesene Fläche für Stellplätze entfällt.

Sonstige im Bebauungsplan 2300 festgesetzte Regelungen zu Bauweise,
Baulinien und Baugrenzen werden nicht geändert.

4. Verkehr

Die im Bebauungsplan 2300 als öffentliche Verkehrsfläche ausgewiesene,
geplante Erschließungsstraße zwischen dem mit MK 1 gekennzeichneten
Teil des Kerngebiets und dem mit MI 3 gekennzeichneten Teil des Misch-
gebiets wird für die öffentliche Erschließung der Baufelder nicht mehr be-
nötigt. Sie wird daher als private Verkehrsfläche festgesetzt.

5. Flächen für Versorgungsanlagen

Die heute an der Lilienthaler Heerstraße vorhandene Trafo- und Gasregler-
station wird verlegt. Der Bebauungsplan 2300 weist den neuen Standort in
günstiger Lage zu den vorhandenen Leitungen aus. Die Gasregleranlage
soll in einem größeren Abstand von der Straßenflucht errichtet werden, um
hinter die Baufluchten der Nachbargebäude zurückzuspringen. Dazu ist es
erforderlich, die Fläche für Versorgungsanlagen nach Norden um 6 m zu
verlängern.

6. Hinweise

Die Bestimmungen der Baumschutzverordnung bleiben von den Festset-
zungen dieses Bebauungsplans unberührt. Im Planbereich ist mit Kampf-
mitteln zu rechnen.

D) Umweltbelange

Die Umweltbelange wurden in der Begründung zum Bebauungsplan 2300 aus-
führlich geprüft und dargestellt.

Die Voraussetzungen für eine Planung gemäß § 13 BauGB sind erfüllt, da

• die Grundzüge der Planung durch den Bebauungsplanentwurf 2439 nicht
berührt werden,
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• keine Zulässigkeit von Vorhaben vorbereitet oder begründet werden, die
einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach
Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach
Landesrecht unterliegen,

• keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buch-
stabe b BauGB genannten Schutzgüter bestehen.

Im vereinfachten Verfahren wird gemäß § 13 Abs. 3 BauGB von der förmlichen
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und von dem Umweltbericht nach § 2a
BauGB abgesehen. § 4c BauGB (Überwachung) ist nicht anzuwenden.

Gleichwohl wurden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens die abwägungs-
relevanten Umweltauswirkungen, die sich durch die Planänderung ergeben, mit
ihren entsprechenden Wirkungsfeldern wie folgt betrachtet und bewertet:

Auswirkungen auf den Menschen durch Lärm

Das Plangebiet ist dem Lärm ausgesetzt. Insbesondere von der Autobahn A 27
sowie von der Leher und Lilienthaler Heerstraße gehen Lärmimmissionen aus.
Die Belastung durch Straßenlärm wurde für den westlichen Bereich des Bebau-
ungsplans 2300 bereits im Frühjahr 2008 schalltechnisch untersucht (Bonk-Maire-
Hoppmann, Garbsen/Hannover, März 2008).

Im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens 2439 wurde das Plan-
gebiet im November 2012 erneut durch das Büro Bonk-Maire-Hoppmann in Be-
zug auf die Verkehrslärmbelastung begutachtet. Diese ergänzende schalltech-
nische Untersuchung hat Folgendes ergeben:

An der Autobahn, die nahe dem Planbereich in Dammlage verläuft, steht eine
5 m hohe Lärmschutzwand (aktiver Lärmschutz).

Trotz dieser Vorkehrungen werden die Orientierungswerte der DIN 18005 für

Mischgebiete (MI) tags 60 dB(A),

nachts 50 bzw. 45 dB(A)4)

in Teilflächen des Plangebiets überschritten. Für Wohnungen im Mischgebiet
sind darum weitere bauliche und sonstige technische Vorkehrungen erforder-
lich (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB).

Die textliche Festsetzung Nr. 10 regelt die Verpflichtung des Bauherrn zum pas-
siven Schallschutz für Aufenthaltsräume und zur Abschirmung der Freibereiche
von Wohnungen.

Die erforderlichen Schallschutzmaßnahmen werden durch die Angabe der Lärm-
pegelbereiche und die entsprechend zu berücksichtigenden Anforderungen an
die Luftschalldämmung von Außenbauteilen gemäß DIN 4109 (Schallschutz im
Hochbau) bestimmt (textliche Festsetzung Nr. 10.1).

Für Schlafräume und Kinderzimmer gelten höhere Anforderungen an Fenster
und Außenbauteile. Dazu werden eigene Lärmpegelbereiche festgesetzt (textli-
che Festsetzung Nr. 10.1).

Um zu erreichen, dass nachts in Schlafräumen und Kinderzimmern ein Mitte-
lungspegel von 30 dB(A) auch bei freier Belüftung (gekipptes Fenster) nicht über-
schritten wird, sind geeignete Vorkehrungen zu treffen (Gebäudestellung, Grund-
rissgestaltung, lärmabsorbierende Materialien; textliche Festsetzung Nr. 10.2).

In Teilbereichen der Mischgebiete (MI 2, MI 3) ist der erforderliche Innenschall-
pegel (nachts bei Belüftung/gekipptes Fenster bis 30 dB[A]) nicht immer zu er-
reichen. Hier ist durch den Einbau von schallgedämmten Lüftungsöffnungen
sicherzustellen, dass der genannte Innenschallpegel eingehalten wird (textliche
Festsetzung Nr. 10.2). Für hausnahe Freibereiche (Terrassen, Loggien) ist ein
Mittelungspegel von tagsüber 55 dB(A) einzuhalten. Dies kann durch entspre-
chende bauliche Ausbildung (z. B. Gebäudestellung, Grundrissgestaltung, Win-
tergärten) erreicht werden (textliche Festsetzung Nr. 10.3).

Die sonstigen in § 1 Abs. 6 Nr. 7 und in § 1a Abs. 3 und 4 BauGB genannten
Umweltbelange werden von der Planänderung nicht betroffen.

–––––––
4) Der niedrigere Nachtwert soll für Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm sowie für Geräusche

von vergleichbaren öffentlichen Betrieben gelten; der höhere Nachtwert ist entsprechend für
den Einfluss von Verkehrslärm zu berücksichtigen.
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E) Finanzielle Auswirkungen/Genderprüfung

1. Finanzielle Auswirkungen

Der Stadtgemeinde Bremen entstehen durch die Planänderung keine Kos-
ten.

2. Genderprüfung

Durch die Planänderung sind keine geschlechtsspezifischen Auswirkungen
auf Frauen und Männer zu erwarten. Das Quartier soll für Frauen und Män-
ner ein gleichermaßen attraktiver Lebensraum sein. Das neue Stadtviertel
soll sich zu einem lebenswerten Wohn- und Arbeitsort entwickeln. Diese
Zielvorgaben finden Eingang in das Nutzungs-, Gestaltungs- und Erschlie-
ßungskonzept für das Plangebiet.
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